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Seitenzahl 1 – 13                                                             E I L T   S E H R    !!!

Seitenzahl insgesamt 13                                                Bitte soofort auf den Tisch vorlegen.

                                                                                         Terminsache

                                                                                         D a n k e   !!!

Betr.   :  Europarecht = EMRK 

               in Verbindung mit 

               Sozialrecht = SGB II, SGB X u.a.

               für

               H I N Z  ,  Joachim *21.01.1956                      

               Kunreuthstr. 70/II li., DE – 81249 München 

               - Widerspruchsführer -

Bezug :  Bescheid 

               – Ersatz Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt - 

              der Bundesagentrur für Arbeit 

              Jobcenter München – Zweigstelle München Pasing 

              vom 16.08.2012 

              - 843A761664 zu BG-Nr. 84308BG0014095 -- 

Anlg. :  1 Absdruck dieses Widerspruchs 

hier    :  Widerspruchsverfahren 

gegen den Bescheid 

                 – Ersatz Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt - 

                 der Bundesagentrur für Arbeit 

                 Jobcenter München – Zweigstelle München Pasing 

                  vom 29.08.2012 

                  - 843A761664 zu BG-Nr. 84308BG0014095 -- 

wegen      Unterlassung der Beratungs- und Aufklärungspflicht, §§ 13, 14 SGB X u.a.

lege ich 

gegen den Bescheid 

                 – Ersatz Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt - 

                 der Bundesagentrur für Arbeit 

                 Jobcenter München – Zweigstelle München Pasing 

                 vom 29.08.2012 

                 - 843A761664 zu BG-Nr. 84308BG0014095 -

                dem Widerspruchsführer formlos zugestellt am 31. August 2012,

wegen      Verfassungswidrigkeit des Verwaltungsaktes u.a.

form- und fristgerecht das zulässige Rechhtsmittel des 

W I D E R S P R U C H S

ein 

mit dem 

A  N  T  R  A  G

I.

den Bescheid – Ersatz Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt - er Bundesagentrur für Arbeit Jobcenter München – Zweigstelle München Pasing   München – Pasing - vom 16.08.2012 -   - 843A761664 zu BG-Nr. 84308BG0014095 -, unverzüglich, d.h. juristisch sofort“, aufzuheben;

Hilfsweise:

den Bescheid – Ersatz Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt - der Bundesagentrur für Arbeit Jobcenter München – Zweigstelle München Pasing   München – Pasing - vom 16.08.2012 -    843A761664 zu BG - Nr. 84308BG0014095 -, unverzüglich, d.h. juristisch sofort“, auszusetzen;

Höchsthilfsweise:

die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs und einer evtl. Anfechtungsklage gegen den Bescheid  – Ersatz Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt - der Bundesagentrur für Arbeit Jobcenter München – Zweigstelle München Pasing   München – Pasing - vom 16.08.2012 -    843A761664 zu BG - Nr. 84308BG0014095 -, unverzüglich, d.h. juristisch sofort“, wiederherzustellen und auch anzuordnet.

II.

Die sofortige Vollziehung zu Ziffer I. Des Antrags wird angeordent. 

III.

Gerügt wird die Verletzung der subjektiven und/oder objektiven und/oder formellen und/oder amteriellen Grundrechte und/oder die Grundrechtsgleichen Rechte der Widerspruchsführer aus 

1.

Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Rechtsstaats- und Sozialstaatsprinzip 

Vgl. auch dazu das 

Urteil des Ersten Senats vom 9. Februar 2010 aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 20. Oktober 2009 – 1 BvL 1, 3, 4/09 –, abgedruckt in; BVerfGE 125, Seite 175 ff. 

2.

Art. 103 Abs. 1 GG in Verbindung mit Art. 19 Abs. 4 Satz 1 mit Art. 1 Abs. 1 GG

3.

Art. 2 Abs. 1 mit Art. 20 Abs. 3 GG

4.

Art. 3 Abs. 3 mit Abs. 1 GG in Verbindung mit Art. 20 Abs. 3 GG 

Ebenso wird die Verletzung des Europarechts = Völkerrecht aus 

1.

Art. Art. 1 Abs. 3 mit Abs. 2 GG in Verbindung mit 25 GG in Verbindung mit Art. 59 Abs. 2 mit Abs. 1 GG

in Verbindung mit

2.

 

Art. 1 EMRK mit den Zusatzprotokollen mit Art. 6 EMRK mit Art. 8 Abs. 2 mit Art. 13 mit Art. 14 mit Art. 17 EMRK.

Die Sachrüge wird im allgemeinen erhoben. 

Zur 

B e g r ü n d u n g 

wird folgendes vorgetragen: 

I. Tatbestand 

Auf den Bescheid – Ersatz-Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt - der Bundesagentur für Arbeit – Jobcenter München Zweigstelle München Pasing vom 29.08.2012 darf vorab Bezug genommen werden, auf den der Widerspruchsführer später noch ausführlich eingehen wird. 

Gegen diesen Bescheid richtet sich der Widerspruch in vollem Umfang.

Der Bescheid in Form einer – Ersatz Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt -  der Bundesagentur für Arbeit – Jobcenter München – Zweigstelle München Pasing vom 29.08.2012, Geschäftszeichen: s.o., a.a.O., ist verfassungswidrig, und verstößt nicht nur gegen das Europarecht = Völkereecht, sondern auch gegen das Grundgesetz.

II. Rechtsausführungen/Tatbestandsmerkmale

 

 

§ 1 Zulässigkeit des Widerspruchs 

Der Widerspruch ist zulässig und auch begründet. 

Der Bescheid in Form einer – Ersatz Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt -  ist daher aufzuheben und gemäß Antrag des Widersprüchsführers, siehe o., a.a.O., Seite 3, stattzugeben, vgl. dazu Art. 103 Abs. 1 GG – Grundrechtsgleichen Rechte – in Verbindung mit Art. 19 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG – Grundrechte des Widerspruchsführers -, stattzugeben.

B e w e i s  :  Beiziehung des Verwaltungsaktes, der beizuziehen ist.

§ 2 Zuständigkeit

Die örtliche und sachliche Zuständigkeit ergibt sich aus dem Gesetz.

§ 3 Begründetheit

Der Bescheid in Form einer – Ersatz Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt - om 29. August 2012 erfolgte unter Missachtung von Gesetz und Recht.

Dazu folgendes:

Stichwort:

Rechtsbehelfsbelehrung

1. Effektivität des Rechtsschutz

2. Vorläufiger Rechtsschutz

Rechtsquelle:

 

zu 1. GG, Art. 19 Abs. 4 Satz 1 

zu 2. SGG, §§ 77 bis 86b 

 

Stichwort:

- Begründungszwang

Rechtsquelle:

GG, Art. 20 Abs. 3 

Literatur:

Leibholz/Rinck, Grundgesetz, Rechtsprechung, Kommentar. Loseblattsammlung, Stand: Dezember 2010,

Band II   - Art. 12 -  69

Leibholz/Rinck, a.a.O., Band II, Rdnr. 1086 – Begründungszwang - Art. 20 Abs. 3 GG

Rechtsprechung:

BVerfG zu:

 

GG, Art. 103 Abs. 1, Art. 19 Abs. 4 Satz 1, Art. 1 Abs. 1 

 

Literatur:

 

Leibholz/Rinck, Grundgesetz, Rechtsprechung, Kommentar. Loseblattsammlung, Stand: Dezember 2010,

Band I    -  Art. 1 -   11

Band II   - Art. 12 -  69

Band III  - Art.70 -146

Leibholz/Rinck, a.a.O., Band II, Rdnr. 1086 – Begründungszwang - Art. 20 Abs. 3 GG

Zu Art. 1 Abs. 1 GG 

Zur Vermeidung von Wiederholungen darf auf Urteil des Ersten Senats vom 9. Februar 2010 aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 20. Oktober 2009 – 1 BvL 1, 3, 4/09 –, abgedruckt in; BVerfGE 125, Seite 175 ff., ausdrücklich Bezug genommen werden. Diese Entscheidung wird auch zum Gegenstand des Widerspruchs gemacht. 

Zum Bescheid vom 29.08.2012

Seite 4

Art. 20 Abs. 3 GG

Zu Seite 4 - Rechtsbehelfsbelehrung -

In der Rechtsbehelfsbelehrung wird lediglich ausgeführt:

Gegen diesen Bescheid ist Widerspruch zulässig. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der oben genannten Jobcenter einzureichen. Die Widerspruchsfrist beträgt einen Monat. Sie beginnt nach Bekanntgabe des Bescheides.

Dazu folgendes:

Die Rechtsbehelfsbelehrung mag zwar für den Anfang ausreichend sein  - „Effektivität des Rechtsschutz“ , jedoch fehlt im Zweiten Ansatz  der rechtliche Hinweis auf den  „vorläufigen Rechtsschutz“  die Effektivität des Rechtsschutzes.

Die Rechtsquellen lauten wie folgt:

 GG, Art. 19 Abs. 4 Satz 1 

SGG, §§ 77 bis 86b 

Auch rechtlich fehlt der Hinweis auf , wenn nicht in angemessener Frist entschieden ist, wie der Bürger oder die Bürgerinnen sich zur Wehr setzen können, nämlich, wenn innerhalb von 3 oder 6 Monaten nicht über den Widerspruch entschieden worden ist, dass dann auch die Möglichkeit besteht, eine Untätigskeitsklage beim zuständigen Sozialgericht München zu erheben. 

 

Nun muss man sich hier mit Fug und Recht die Frage stellen, wo hier eigentlich die Verfassungstreue aus Art. 79 Abs. 3, Art. 20 Abs. 3 und Art. 1 Abs. 3 – Verfassungsgrundsätze – GG bleibt. 

 

Dazu  folgendes:

Die Rechtsbehelfsbelehrung mag zwar für den Anfang ausreichend sein  - „Effektivität des Rechtsschutz“ , jedoch fehlt im Zweiten Ansatz  der rechtliche Hinweis auf den  „vorläufigen Rechtsschutz“  die Effektivität des Rechtsschutzes.

Die Rechtsquellen lauten wie folgt:

GG, Art. 19 Abs. 4 Satz 1 

SGG, §§ 77 bis 86b 

Auch rechtlich fehlt der Hinweis auf , wenn nicht in angemessener Frist entschieden ist, wie der Bürger oder die Bürgerinnen sich zur Wehr setzen können, nämlich, wenn innerhalb von 3 oder 6 Monaten nicht über den Widerspruch entschieden worden ist, dass dann auch die Möglichkeit besteht, eine Untätigskeitsklage beim zuständigen Sozialgericht München zu erheben. 

 

Nun muss man sich hier mit Fug und Recht die Frage stellen, wo hier eigentlich die Verfassungstreue aus Art. 79 Abs. 3, Art. 20 Abs. 3 und Art. 1 Abs. 3 – Verfassungsgrundsätze – GG bleibt. 

Die Unterschrift muss mit Vor- und Familiennamen gekennzeichnet sein, damit es später zu keiner Namensverwechselung kommt, für den Fall, dass Regressansprüche aus Art. 34 GG mit § 839 BGB geltend gemacht werden können.

Zu Art. 103 Abs. 1 mit Art. 19 Abs. 4 Satz 1 mit Art. 103 Abs. 1 GG wird folgendes ausgeführt:

 

Anspruch auf rechtliches Gehör gemäß  Art. 103 GG

 

Artikel 103 Grundgesetz: Ausfluss dieser Wertentscheidung ist z. B. der Anspruch jedes Menschen auf rechtliches Gehör, Artikel 103 GG (BVerfGE 9, 89 ff.[1]). Die Aufgabe der Gerichte, über einen konkreten Lebenssachverhalt ein abschließendes rechtliches Urteil zu fällen, ist in aller Regel ohne Anhörung der Beteiligten nicht zu lösen. Diese Anhörung ist daher zunächst Voraussetzung einer richtigen Entscheidung. Darüber hinaus fordert die Würde der Person, dass über ihr Recht nicht kurzerhand von Obrigkeits wegen verfügt wird; der einzelne soll nicht nur Objekt der richterlichen Entscheidung sein, sondern er soll vor einer Entscheidung, die seine Rechte betrifft, zu Wort kommen, um Einfluss auf das Verfahren und sein Ergebnis nehmen zu können (BVerfGE 7, 53 [57]; 7, 275 [279]; 9, 89 [95]).

 

Unter dem Verfahrensgrundsatz gemäß Art. 103 Abs. 1 GG folgt auch die Effektivität des Rechtsschutzes aus Art. 19 Abs. 4 Satz 1 und  Art. 1 Abs. 1 des Grundgesetzes.

Die Rechtsbehelfsbelehrung ist so etwas von miserabel, dass man mit Fug und Recht noch auf folgendes hinweisen muss – vgl. auch Art. 1 Abs. 1 mit Art. 19 Abs. 4 Satz 1 und Art. 103 Abs. 1 GG mit SGG, §§ 77 bis 86b -:

Die Rechtsbehelfsbelehrung auf der Seite 4 des Bescheides, ist reformbedürftig.  Der Bürger und die Bürgerinnen genießen gegenüber dem Verwaltungsbehörden eine sogenannten Vertrauensschutz aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 20 Abs. 3 GG, der im vorliegenden Fall nicht mehr gewährleistet ist. 

Einzelnachweise zu Art. 1 GG kann sich die Widerspruchsstelle der Bundesagentur für Arbeit – Jobcenter München/Zweigstelle München Pasing -  noch wie folgt als Nachtlektüre heranziehen: 

1. Der deutsche Philosoph und Völkerrechtler Samuel Pufendorf begründete in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts das Konzept einer natürlichen Menschenwürde  

2. Franz Josef Wetz: Die Würde des Menschen: antastbar?

3.  Ethik; 21994; S. 221)

4. Böhler, Dietrich: Diskursethik und Menschenwürdegrundsatz zwischen Idealisierung und Erfolgsverantwortung. Zur Anwendung der Diskursethik in Politik, Recht und Wissenschaft. K.-O. Apel and M. Kettner. Frankfurt a. M., Suhrkamp, 1992, S. 201-231

5. Immanuel Kant: Grundlegung zur Metaphysik der Sitten II

6. Horstmann, Rolf -  Peter: Menschenwürde. In: Ritter, Joachim (Hrsg.): Historisches Wörterbuch der Philosophie. Schwabe, Basel, 1980, Sp. 1124 (1126)

7.  Parte I – Titolo III – La Camera dei Deputati, Art. 41 – Artikel 41 der italienischen Verfassung

Urteil vom 21. Juni 1977 -1 BvL 14/76 -, abgedruckt, in:  BVerfGE 45, 187/228.

 

Es liegt hier offenkundig auf der Hand, dass mit dem Widerspruchsführer lediglich ein kurzer Prozess gemacht werden soll, und dieser zum bloßem Objekt staatlichen Handelns abgestempelt wird, welches aber nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts unzulässig ist. Diesbezüglich wird auf die einschlägige Lit., vgl. dazu, in: Leibholz/Rinck, Grundgesetz, Rechtsprechung des BVerfG, Kommentar, Band I – III, Loseblattsammlung, Stand: Dezember 2010, jeweils Anm. zu Art. 1, 2, 3 mit Abs. 3 Abs. 1, 19, 20 Abs. 3 und Art. 103 Abs.1 mit Art. 101 Abs. 1 Satz 1 GG. Nach Informationen des Widerspruchsführers herrscht nach wie vor dass Sozial- und Rechtsstaatsprinzip, aber niemals   n i c h t  das Rasenmäherprinzip.

 

Der Widerspruchsführer  vermisst  im vorliegenden Fall die völlige Objektivität des gesamten Vorverfahrens. 

 

Stichwort:

 

- StGB (Strafgesetzbuch)
   - Strafrecht

      - Rechtsbeugung
         - Menschenwürde
           - Missachtung

 

 Rechtsquelle:

StGB, § 339 - Rechtsbeugung – 
GG, Art. 1 Abs. 1 Satz 1 und 2

siehe auch, StGB, § 336 

 

Rechtsprechung:

 

… „Der Straftatbestand der Rechtsbeugung nach § 339 StGB ist bereits dann erfüllt, wenn ein Verfassungsbruch gegen die Menschenwürde aus Art. 1 I GG – hier: Missachtung -, vgl. auch dazu die Rspr. des 3. Strafsenats des BGH, Beschluss vom 11.04.1997 – 3 StR 567/96 – sowie des 5. Strafsenats des BGH, Beschluss vom 15.05.1997 – 5 StR 121/97 und 5 StR 580/69 -; siehe auch dazu BGH, in : BGHSt 40, 167 f.; 41, 254, vorliegt oder begangen worden ist; vgl. auch dazu ferner, BVerfG, in: NJW 1997, Seite 929/931; 1998, Seite 2585; und BVerfG, in: NStZ, 1998, Seite 455”. …

 

Siehe noch dazu, BVerfG, in: BVerfGE 1, 97, 104 – Verletzungsvorgang der Menschenwürde – unter Hinweis auf BverfGE 30, 1 ff.

Für den Fall, dass dem Widerspruch   n i c h t   unverzüglich Abhilfe geleistet wird, wird  ohne weitere Ankündigung beim dem zuständigen Sozialgericht München ein Verfahren auf Erlass einer einstweiiligen Anordnung eingereicht werden, dass der Ablehnungsbescheid grundrechtswidrig ist, weil hier offenkundig gegen Art. 2 Abs. 1 mit Art. 1 Abs. 1 GG, vgl. auch dazu BVerfG, in: BVerfGE 1, 97 (104 – Verletzungsvorgang der Menschenwürde wie z.B. Verächtung, Gehirnwäsche u.a.) verstoßen worden ist. 

 

Darüber hinaus liegt aber auch ein Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 mit Abs. 3 GG in Verbindung mit Art. 20 Abs. 3 GG vor.

Es darf doch wohl nicht in unserem Rechtsstaat angehen, dass die Widerspruchsführer von einer Baustelle zu der anderen geschickt wird, um ja den „Schwarzen Peter“ zum anderen zu schieben. Dieses fällt dann unter dem § 226 BGB in Verbindung mit Art. 20 Abs. 3 – Bindung an Gesetz und Recht (= Rechtsprechung) – GG.

Zum Schluss heißt es:

Reindl-Huber

Datum, Unterschrift Frau Reindl-Huber

Vertreterin/in Jobcenter München

Zunächst muss man sich hier mit Fug und Recht die Frage stellen, welche Funktion Frau Reiindl-Huber eigentlich im Jobcenter München – Zweigstelle München Pasing inne hat und, ob sie auch dazu berechtigt ist, einen Verwaltungsakt zu erlassen, siehe dazu Seite 1 der Eingliederungsverreinbarung im Ersten Absatz – Ersatz der Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt -.

Die Eingliederungsvereinbarung in Form eines Bescheides wurde auch nicht von der Rechtsabteilung abgesegnet.

Dann folgt noch der gewöhnliche Stempel des Jobcenters München

Dann wäre auch noch zu klären, wer  die (Amts-) Haftung der unvollständigen Rechtsbehelfsbelehrung in der Eingliederungsvereinbarung in Form einews Bescheides nach Art. 34 GG mit § 839 BGB übernimmt. 

Dem Widerspruchsführer ist nicht bekannt, dass die Mitarbeiterin/Angestellte des Jobcenters München – Zweigstelle München Pasing,  Frau Reindl-Huber, als Verwaltungsoberinspektorin/Amtsmännin/Amtsrätin/Oberamtsrätin tätig ist.

Es muss auch geklärt werden, ob die Firma Ingeus GmbH

Impressum

Verantwortlich:
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D-10117 Berlin
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Ihre Ansprechpartner bei Ingeus

Vermittlungsbüro München
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Telefon Festnetz +49 (0) 911 21667 -174
Telefon Mobile   +49 (0) 178  4803 - 174
E - Mail - Adresse: karriere(at)ingeus.de
Homepage             : www.ingeus.de 

überhaupt dazu berechtigt ist, Sozaildaten des Widerspruchsführers abzufragen. Dazu wird der Datenschutzbeauftragten des Bundes und des Freistaates Bayern mit gleicher Post eingeschaltet werden.

Zum Antragstenor Ziffer II..

Hinsichtlcih des Antragstenors wird  dem Jobcenter München – Zweigstelle München Pasing - eine Frist von 

3 Tagen,

ab Zustellung des Widerspruch gesetzt, um eine außerrichtliche Entscheidung zu treffen. 

Sollte dieses aber nicht der Fall, droht ohne weitere Ankündigung ein Verfahren auf Erlass einer einstweiligen Anordnung, unter Hinweis auf  GG, Art. 19 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit SGG, §§ 77 bis 86b, vor dem zuständigen Sozialgericht München, um der Sache Einheit zu gebieten.

Bevollmächtigter für Postzustellungen

Bitte die Postzustellungen an folgende Person zustellen:

Rechtsanwalt

Gerd Gorewoda 

Lessingstrasse 5

DE – 80336 München 

Herrn Rechtsanwalt Gerd Gorewoda  wird hiermit Zustellunbgsvollmacht bis auf Widerruf erteilt 

Rein vorssorglich wird darauf hingewiesen, dass weder eine Begründung noch eine bestimmter Antrag für das Widerspruchsverfahren vorgeschrieben ist, so die einschlägige Literat und Rechtsprechung 

Dies alles erst einmal vorab zur Wahrung der Rechtsmittelfrist. 

Joachim Hinz 

- Widerspruchsführer - 

Eigenhändige Unterschrift 


